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BEKANNTMACHUNG 

über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis und die Erteilung von 
Wahlscheinen für die Landtagswahl und die Bezirkswahl am 8. Oktober 2023

1.	 Das Wählerverzeichnis für die Landtags-
und die Bezirkswahl der Stadt Bamberg 
wird in der Zeit vom Montag, 18. bis 
Freitag, 22. September 2023  
(20. bis 16. Tag vor der Wahl)

 
während der Dienststunden, Montag - 
Donnerstag von 8 Uhr bis 18 Uhr, Freitag 
von 8 Uhr bis 14 Uhr, im 

 
Rathaus Maximiliansplatz 
Wahlamtsgeschäftsstelle 
Erdgeschoss, Zimmer 8b 
Maximiliansplatz 3 
96047 Bamberg

 
für Stimmberechtigte zur Einsicht be-
reit gehalten. Stimmberechtigte kön-
nen die Richtigkeit oder Vollständigkeit 
der zu ihrer Person im Wählerverzeichnis 
eingetragenen Daten überprüfen. 
Die Richtigkeit oder Vollständigkeit der 
Daten von anderen im Wählerverzeich-
nis eingetragenen Personen können 
Stimmberechtigte nur überprüfen, wenn 
Tatsachen glaubhaft gemacht werden, 
aus denen sich eine Unrichtigkeit oder 
Unvollständigkeit des Wählerverzeichnis-
ses ergeben kann. Das Recht zur Über-
prüfung besteht nicht hinsichtlich der 
Daten von Stimmberechtigten, für die im 
Melderegister eine Auskunftssperre 
gemäß § 51 Absatz 1 des Bundesmelde-
gesetzes eingetragen ist.

2.	 Das Wählerverzeichnis wird im automati-
sierten Verfahren geführt; die Einsicht ist 
durch ein Datensichtgerät möglich.

3.	 Wählen kann nur, wer in das Wähler-
verzeichnis eingetragen ist oder einen 
Wahlschein hat. 
Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig 
oder unvollständig hält, kann von Mon-
tag, 18. bis spätestens Freitag, 22. 
September 2023, 14 Uhr  im

 
Rathaus Maximiliansplatz, Wahlamtsge-
schäftsstelle, Erdgeschoss, Zimmer 8b, 
Maximiliansplatz 3, 96047 Bamberg

 
Einspruch einlegen.

 
Der Einspruch kann schriftlich oder durch 
Erklärung zur Niederschrift eingelegt 
werden.

	

4.	 Stimmberechtigte, die in das Wähler-
verzeichnis eingetragen sind, erhalten 
spätestens am 17. September 2023 
eine Wahlbenachrichtigung samt 
Vordruck für einen Antrag auf Erteilung 
eines Wahlscheins. Wer keine Wahlbe-
nachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, 
stimmberechtigt zu sein, muss Einspruch 
gegen das Wählerverzeichnis einlegen, 
wenn er nicht Gefahr laufen will, dass er 
sein Stimmrecht nicht ausüben kann.

 

5.	 Wer einen Wahlschein hat, kann an der 
Wahl im Stimmkreis 402 Bamberg-
Stadt durch Stimmabgabe in einem 
beliebigen Wahlraum (Stimmbezirk) 
dieses Stimmkreises  
oder 
durch Briefwahl 
teilnehmen.

6.	 Einen Wahlschein erhält auf Antrag

6.1	eine in das Wählerverzeichnis eingetra-
gene stimmberechtigte Person.

 
Der Wahlschein kann bis zum Freitag, 6. 
Oktober 2023, 15 Uhr im

 
Rathaus Maximiliansplatz, Wahlamtsge-
schäftsstelle, Erdgeschoss, Zimmer 8b, 
Maximiliansplatz 3, 96047 Bamberg

 
schriftlich, elektronisch oder mündlich 
(nicht aber telefonisch) beantragt 
werden. Wenn bei nachgewiesener 
plötzlicher Erkrankung der Wahlraum 
nicht oder nur unter unzumutbaren 
Schwierigkeiten aufgesucht werden 
kann, kann der Antrag noch bis zum 
Wahltag, 15 Uhr, gestellt werden.

6.2	eine nicht in das Wählerverzeichnis ein-
getragene stimmberechtigte Person, 
wenn 
 
a) sie nachweist, dass sie ohne ihr Ver-
schulden die Antragsfrist auf Aufnahme 
in das Wählerverzeichnis nach § 15 Abs. 
1 der Landeswahlordnung (bis zum 17. 
September 2023) oder die Einspruchsfrist 
gegen das Wählerverzeichnis nach § 19 
Abs. 1 der Landeswahlordnung (vgl. Nrn. 
1 und 3) versäumt hat, 
 
b) ihr Recht auf Teilnahme erst nach Ab-
lauf der unter a) genannten Antragsfrist 

nach § 15 Abs. 1 der Landeswahlord-
nung oder der o.g. Einspruchsfrist nach 
§ 19 Abs. 1 der Landeswahlordnung 
entstanden ist, 
 
c) ihr Stimmrecht im Einspruchsverfahren 
festgestellt worden ist und die Gemeinde 
von der Feststellung erst nach Abschluss 
des Wählerverzeichnisses erfahren hat. 
 
Diese Stimmberechtigten können bei der 
in Nr. 6.1 bezeichneten Stelle den Antrag 
auf Erteilung eines Wahlscheins noch 
bis zum Wahltag, 15 Uhr, schriftlich, 
elektronisch oder mündlich (nicht aber 
telefonisch) stellen.

7.	 Stimmberechtigte mit Behinderungen 
können sich bei der Antragstellung der 
Hilfe einer anderen Person bedie-nen. 

 
Wer den Antrag für einen anderen stellt, 
muss durch Vorlage einer schriftlichen 
Vollmacht nachweisen, dass er dazu 
berechtigt ist.

8.	 Mit dem Wahlschein erhält die stimmbe-
rechtigte Person
- je einen Stimmzettel mit den Stimm-

kreisbewerbern für die Landtagswahl 
(weiß) und die Bezirkswahl (blau),

- je einen Stimmzettel mit den Wahlkreis-
bewerbern für die Landtagswahl (weiß) 
und die Bezirkswahl (blau),

- zwei Stimmzettelumschläge (weiß und 
blau),

- einen roten Wahlbriefumschlag mit der 
Anschrift, an die der Wahlbrief zu über-
senden ist,

- ein Merkblatt für die Briefwahl.
 

Wahlschein und Briefwahlunterlagen 
werden übersandt oder amtlich über-
bracht. Versichert eine stimmberechtigte 
Person glaubhaft, dass ihr der beantragte 
Wahlschein nicht zugegangen ist, kann 
ihr bis zum Tag vor der Wahl (Samstag, 
7. Oktober 2023), 12 Uhr, ein neuer 
Wahlschein erteilt werden.

9.	 Wahlschein und Briefwahlunterlagen 
können auch durch die Stimmberechtig-
ten persönlich abgeholt werden. An an-
dere Personen können diese Unterla-
gen nur ausgehändigt werden, wenn die 
Berechtigung zur Empfangnahme durch 
Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
und einen amtlichen Ausweis nachgewie-
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sen wird und die bevollmächtigte Person 
nicht mehr als vier Stimmberechtigte 
vertritt; dies hat sie der Gemeinde vor 
dem Empfang der Unterlagen schriftlich 
zu versichern.

10.	Eine stimmberechtigte Person, die des 
Lesens unkundig oder wegen einer Be-
hinderung an der Abgabe ihrer Stimme 
gehindert ist, kann sich zur Stimmab-
gabe der Hilfe einer anderen Person 
bedienen. Die Hilfsperson muss das 16. 
Lebensjahr vollendet haben. Die Hilfe-
leistung ist auf technische Hilfe bei der 
Kundgabe einer von der stimmberechtig-
ten Person selbst getroffenen und geäu-
ßerten Wahlentscheidung beschränkt.  
 
Unzulässig ist eine Hilfeleistung, 

die unter missbräuchlicher Ein-
flussnahme erfolgt, die selbstbe-
stimmte Willensbildung oder Ent-
scheidung der stimmberechtigten 
Person ersetzt oder verändert oder 
wenn ein Interessenkonflikt der 
Hilfsperson besteht. Die Hilfsperson 
ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse 
verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung 
von der Wahl einer anderen Person er-
langt hat.

11.	Bei der Briefwahl müssen die Stimm-
berechtigten dafür sorgen, dass der 
Wahlbrief, in dem sich der Wahlschein 
und die verschlossenen Stimmzettelum-
schläge (mit den jeweils zugehörigen 
Stimmzetteln) befinden, bei der auf dem 
Wahlbriefumschlag angegebenen Stelle 

spätestens am 8. Oktober 2023 bis 
18 Uhr eingeht.

 
Nähere Hinweise darüber, wie die 
Stimmberechtigten die Briefwahl aus-
zuüben haben, ergeben sich aus dem 
Merkblatt für die Briefwahl.

STADT BAMBERG
01.09.2023

	

Jonas Glüsenkamp
Zweiter Bürgermeister

BEKANNTMACHUNG 
über die Wahlkreisvorschläge für die Landtagswahl und die Bezirkswahl  
am 8. Oktober 2023

Die Bekanntmachung des Wahlkreisleiters 
über die endgültig zugelassenen Wahlkreis-
vorschläge für die Landtags- und die 
Bezirkswahl im Wahlkreis Oberfranken 
wurde im Bayerischen Staatsanzeiger Nr. 
35 vom 1. September 2023 veröffentlicht 
und kann gemäß § 35 Abs. 1 Satz 3 Lan-
deswahlordnung an den Werktagen, außer 
Samstagen 

während der Dienststunden, Montag bis 
Donnerstag von 8 Uhr bis 18 Uhr und Freitag 
von 8 Uhr bis 14 Uhr,

bei

Rathaus Maximiliansplatz
Wahlamtsgeschäftsstelle
Erdgeschoss, Zimmer 8b
Maximiliansplatz 3
96047 Bamberg

eingesehen werden. 

Die Bekanntmachung enthält für jeden 
Wahlkreisvorschlag den Namen der Partei 
oder Wählergruppe, sofern eine Kurzbezeich-
nung verwendet wird, auch diese, sowie 
Familienname, Vorname, Beruf oder Stand, 
Geburtsjahr und Anschrift der sich bewer-
benden Personen.

Die Wahlkreisvorschläge für die Landtags-
wahl in allen Wahlkreisen Bayerns sind 

auch im Internet-Angebot des Landeswahl-
leiters (www.statistik.bayern.de/wahlen/) 
unter „Landtagswahlen/Landtagswahl am 8. 
Oktober 2023“ veröffentlicht.

	
STADT BAMBERG
01.09.2023

Jonas Glüsenkamp
Zweiter Bürgermeister
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Planfeststellung für das Vorhaben Verkehrsprojekt Deutsche Einheit (VDE 8.1) 
ABS Nürnberg - Ebensfeld, Planfeststellungsabschnitt Bamberg (PFA 22);
Bahn-km 56,165 bis Bahn-km 62,373 der Strecke 5900 Nürnberg Hbf - Bam-
berg und Bahn-km 0,000 bis Bahn-km 2,408 der Strecke 5100 Bamberg - Hof 
im Bereich der Städte Bamberg und Hallstadt und der Gemeinde Strullendorf;
3. Planänderung gemäss § 73 Abs. 8 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwfG) 
und Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG in der vor dem 
15.12.2006 geltenden Fassung)

Das Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle 
Nürnberg, hat die Weiterführung des Anhö-
rungsverfahrens zur 3. Planänderung nach 
§ 73 Abs. 8 VwVfG für den Planfeststel-
lungsabschnitt Bamberg (PFA 22), Bahn-km 
56,165 bis Bahn-km 62,373 (Strecke 5900 
Nürnberg Hbf - Bamberg) und von Bahn-
km 0,000 bis Bahn-km 2,408 (Strecke 5100 
Bamberg - Hof) im Bereich der Städte Bam-
berg und Hallstadt und der Gemeinde Strul-
lendorf veranlasst.

Das Planfeststellungsverfahren für den Aus-
bau der Strecke zwischen Strullendorf und 
Hallstadt ist bereits im Jahr 1994 eingeleitet 
worden. Ein Planfeststellungsbeschluss für 
den Streckenausbau im Planfeststellungsab-
schnitt 22 wurde bisher nicht erlassen.
Im Jahr 1996 wurde die Planfeststellung mit 
dem 1. Planänderungsverfahren fortgesetzt. 
Inhalt dieses Verfahrens waren die im Zuge 
des Erörterungsverfahrens entstandenen 
Änderungsbedarfe. Für das 1. Planände-
rungsverfahren wurde kein Planfeststellungs-
beschluss erlassen.
Im Jahr 1998 wurde die Planfeststellung mit 
dem 2. Planänderungsverfahren fortgesetzt. 
Inhalt dieses Verfahrens waren die im Zuge 
des Erörterungsverfahrens entstandenen Än-
derungsbedarfe. Auch für das 2. Planände-
rungsverfahren wurde kein Planfeststellungs-
beschluss erlassen.
Für zwischenzeitlich in diesem Abschnitt 
realisierte Einzelmaßnahmen wurde das Bau-
recht auf Grundlage gesonderter Verfahren 
nach § 18 Allgemeines Eisenbahngesetz 
(AEG) geschaffen.
Mit dem 3. Planänderungsverfahren wird die 
Planfeststellung seit Januar 2021 weiterge-
führt. Inhalt des Verfahrens sind die Ergeb-
nisse der Öffentlichkeitsbeteiligung sowie 
technische, gesetzliche, wirtschaftliche und 
räumliche Änderungen im Planfeststellungs-
abschnitt 22.
Gegenstand des aktuellen Verfahrens ist im 
Wesentlichen der ebenerdige viergleisige 
Ausbau durch die Stadt Bamberg. Um die 

Richtungsverkehre zu entflechten und effek-
tiv zu gestalten, wurde der Spurplan ange-
passt. Durch die neue Spurplananpassung 
sind Geschwindigkeiten für die Schnellfahr-
gleise bis zu 230 km/h möglich. Ferner wur-
den wesentliche Änderungen berücksichtigt, 
wie die Reduzierung der Gleisabstände im 
Bereich des Hauptsmoorwaldes, ein neuer 
Haltepunkt Bamberg Süd, die Verlegung der 
Ladestraße zur Abstellanlage Nordost, die 
Verlegung der bestehenden Abstellanlagen 
des Schienenpersonenverkehrs zu der Abstel-
lanlage Nordost sowie der Entfall der bisher 
geplanten vier Abstellgleise im Gleisdreieck, 
die Verlängerung der Gütergleise auf bis zu 
740 m Nutzlänge, die Verlegung der Lokab-
stellgleise, die Verlegung des Bahnsteigs am 
heutigen Gleis 1, die veränderte Lage und 
Ausgestaltung des Verbindungsgleises als 
Kreuzungsbauwerk am Bahnhofsnordkopf, 
der Neubau des Hafengleises mit Elektrifizie-
rung, die Verschiebung der Eisenbahnüber-
führung (EÜ) Nürnberger Straße / Geisfelder 
Straße in den Kreuzungsbereich Hedwigstra-
ße / Theresienstraße sowie die Anpassung 
der Gleisentwässerung mit Versickerung über 
belebte Bodenzone in Versickerbecken und 
Seitengräben außerhalb des Wasserschutzge-
bietes. Einzelheiten sind aus den geänderten 
Planunterlagen ersichtlich.	

Nach der gegenwärtigen Übergangsvor-
schrift des § 74 Abs. 11 UVPG gilt für das 
vorliegende Planänderungsverfahren das 
UVPG in der Fassung des Gesetzes, die vor 
dem 15. Dezember 2006 galt, da das Ver-
fahren nach § 4 UVPG, das der Entscheidung 
über die Zulässigkeit von Vorhaben dient, 
bereits in den 1990er Jahren und damit vor 
dem 25. Juni 2005 begonnen worden ist. 
Für das beantragte Vorhaben besteht die 
Verpflichtung zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß 
§ 3b UVPG i. V. m. Nr. 14.7 der Anlage 1 
zum UVPG, da das Vorhaben den Bau eines 
Schienenweges von Eisenbahnen mit den da-
zugehörenden Betriebsanlagen beinhaltet.

Die Öffentlichkeit ist daher gemäß § 9 Abs. 1 
UVP (in der vor dem 15.12.2006 geltenden 
Fassung) zu den Umweltauswirkungen des 
Vorhabens auf der Grundlage der ausgeleg-
ten Unterlagen nach § 6 UVPG anzuhören.
Die Planunterlagen zum 3. Planänderungs-
verfahren enthalten u.a. einen Erläuterungs-
bericht, ein Bauwerksverzeichnis, Übersichts- 
und Lagepläne, Grunderwerbspläne und 
-verzeichnis, Höhenpläne und Regelquer-
schnitte zu Straßen und Wegen, Regelquer-
schnitte und Querprofile zur Bahntrasse, 
Unterlagen zu Ingenieurbauwerken, Hydro-
technische Berechnung, Querschnitte und 
einen Systemplan. 
Die entscheidungserheblichen Unterlagen 
über die Umweltauswirkungen des Vorha-
bens gemäß § 6 UVPG enthalten u.a.

-	 die Umweltverträglichkeitsstudie ein-
schließlich des Erläuterungsberichts und 
Plänen zu den Konfliktschwerpunkten in 
den Planunterlagen Nr. 11,

-	 den Landschaftspflegerischen Begleitplan 
einschließlich des Erläuterungsberichts, 
des Bestands- und Konfliktplans sowie 
des Maßnahmenplans in der Planunterla-
ge 12,

-	 den Artenschutzfachbeitrag in der Plan-
unterlage 13,

-	 die Natura 2000 – Vorprüfung in der Pla-
nunterlage 14,

-	 die schall- und erschütterungstech-
nischen Untersuchungen / Elektro-
magnetische Felder einschließlich des 
Erläuterungsberichts, Berechnungen der 
Schallemissionspegel, Variantenuntersu-
chungen, Ergebnistabellen, Liste der auf 
passiven Schallschutz anspruchsberech-
tigten Gebäude, Übersicht Lärmschutz-
wände, Lagepläne zum Schallschutz und 
zum Erschütterungsschutz, Berechnun-
gen der Erschütterungsimmissionen, 
Untersuchung zur Umsetzung der 26. 
BImSchV für die Oberleitungsanlage usw. 
in der Planunterlage Nr. 15,

-	 die Unterlagen zum Baugrund, Geologie 
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und Hydrogeologie, einschließlich des 
Erläuterungsberichts und der dazugehö-
rigen Wasserrechtlichen Tatbestände und 
Lagepläne, Wasserrechtlicher Fachbeitrag 
in der Planunterlage Nr. 16,

-	 die Unterlagen zur Entwässerung und 
wassertechnische Unterlagen ein-
schließlich des Erläuterungsberichts, 
der KOSTRA DWD 2010, Entwässerung 
Ingenieurbauwerke, Hydrotechnische Be-
rechnungen, Lagepläne und Systemplan 
in der Planunterlage Nr. 17,

-	 die Lagepläne zur Baustellenerschließung 
und Transportwege in der Planunterlage 
Nr. 18,

-	 die Unterlagen zu Hochbauten, wie 
Schaltposten und Standort GSM-R in der 
Planunterlage Nr. 19,

-	 die Unterlagen zu Brandschutzkonzepten 
in der Planunterlage Nr. 20,

-	 die Kabel- und Leitungspläne in der Plan-
unterlage Nr. 21 und

-	 einen abschließenden Variantenvergleich 
in der Planunterlage Nr. 22.

Das Vorhaben soll regelmäßig auf Grundstü-
cken verwirklicht werden, die nicht im Eigen-
tum der DB Netz AG stehen. Für das Vorha-
ben einschließlich der landespflegerischen 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen werden 
Grundstücke in den Städten Bamberg und 
Hallstadt sowie in der Gemeinde Strullendorf 
beansprucht werden.

Insoweit enthalten die Antragsunterlagen ein 
Grunderwerbsverzeichnis mit dazugehörigen 
Grunderwerbsplänen, denen entnommen 
werden kann, welche Flächen dauernd ding-
lich gesichert oder vorübergehend in An-
spruch genommen werden sollen.
Die Planunterlagen zum 3. Planänderungs-
verfahren mit Zeichnungen, Lageplänen, Er-
läuterungen liegen gemäß § 73 Abs. 2, Abs. 
3 Satz 1 VwVfG in der Zeit

von Montag, 11. September 2023 bis 
einschließlich Dienstag, 10. Oktober 
2023,

in der Stadt Bamberg, Baureferat, Zimmer 1 
(Anmeldung) und Pavillon (Auslegung), Un-
tere Sandstraße 34, 96049 Bamberg, wäh-
rend der Dienststunden, Montag - Donners-
tag von 8.30 Uhr bis 16.30 Uhr und Freitag 
von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr, zur allgemeinen 
Einsicht aus.

Zusätzlich werden die Planunterlagen wäh-
rend dieser Zeit auf der Internetseite der Re-
gierung von Oberfranken unter der Adresse 
https://www.reg-ofr.de/pfa22weiter veröf-
fentlicht. Ebenso ist dort der Inhalt dieser Be-
kanntmachung wiedergegeben. Es wird dar-
auf hingewiesen, dass nur der Inhalt der zur 
Einsicht ausgelegten Unterlagen maßgeblich 
ist (§ 27a Abs. 1 Satz 4 VwVfG).

Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben 
berührt werden, kann vom 11. September 
2023 bis einschließlich 24. Oktober 
2023 (Einwendungsfrist) bei der Stadt 
Bamberg oder bei der Regierung von Ober-
franken, Ludwigstraße 20, 95444 Bayreuth, 
Zimmer K 249, Stellungnahmen oder Ein-
wendungen gegen den Plan schriftlich oder 
zur Niederschrift vorbringen.	

Die Einwendung muss den geltend gemach-
ten Belang und das Maß seiner Beeinträchti-
gung erkennen lassen. 
Schriftliche Einwendungen können auch 
elektronisch mit einfacher E-Mail unter der 
Adresse 
Einwendungen-PFA-22@reg-ofr.bayern.de 
erhoben werden. Vor Beginn der Planaus-
legung eingehende Einwendungen sind 
unwirksam. Die Einwendung muss den gel-
tend gemachten Belang und das Maß seiner 
Beeinträchtigung erkennen lassen.

Einwendungsführer erhalten auf ihre 
Einwendungen keine Eingangsbestäti-
gung oder schriftliche Erwiderung im 
laufenden Planfeststellungsverfahren.

Diese ortsübliche Bekanntmachung dient 
auch der Benachrichtigung der Vereinigun-
gen, die auf Grund einer Anerkennung nach 
anderen Rechtsvorschriften befugt sind, 
Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichts-
ordnung gegen diesen Planfeststellungsbe-
schluss einzulegen, von der Auslegung des 
Plans (§ 18 Abs. 1 Satz 3 AEG i. V. m. § 73 
Abs. 4 Satz 5 VwVfG). Etwaige Einwendun-
gen oder Stellungnahmen solcher Vereini-
gungen sind ebenfalls innerhalb der genann-
ten Einwendungsfrist bei den bezeichneten 
Stellen vorzubringen.

Gemäß § 73 Abs. 4 Satz 3 VwVfG sind mit 
Ablauf der Einwendungsfrist alle Einwendun-
gen ausgeschlossen, die nicht auf besonde-
ren privatrechtlichen Titeln beruhen. Nach 
§ 73 Abs. 4 Satz 5 und 6 VwVfG sind auch 
Stellungnahmen und Einwendungen von 
Vereinigungen, welche auf Grund einer An-
erkennung nach anderen Rechtsvorschriften 
befugt sind, Rechtsbehelfe nach der Verwal-
tungsgerichtsordnung gegen die Entschei-
dung nach § 74 VwVfG einzulegen, die nach 
Ablauf der Einwendungsfrist vorgebracht 
werden und die nicht auf besonderen privat-
rechtlichen Titeln beruhen, ausgeschlossen. 
Dieser Einwendungsausschluss gilt für dieses 
Vorhaben, für das eine Pflicht zur Umwelt-
verträglichkeitsprüfung besteht, nur für das 
Planfeststellungsverfahren.

Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Per-
sonen auf Unterschriftslisten unterzeichnet 
oder in Form vervielfältigter gleichlautender 
Texte eingereicht werden (gleichförmige 
Eingaben), gilt für das Verfahren derjenige 

Unterzeichner als Vertreter der übrigen Un-
terzeichner, der darin mit seinem Namen, 
seinem Beruf und seiner Anschrift als Ver-
treter bezeichnet ist, soweit er nicht von 
ihnen als Bevollmächtigter bestellt worden 
ist. Vertreter kann nur eine natürliche Person 
sein, vgl. § 17 Abs. 1 VwVfG. Gleichförmige 
Eingaben, die die Angaben nach § 17 Abs. 
1 Satz 1 VwVfG nicht deutlich sichtbar und 
auf jeder mit einer Unterschrift versehenen 
Seite enthalten oder dem Erfordernis des § 
17 Abs. 1 Satz 2 VwVfG nicht entsprechen, 
können gemäß § 17 Abs. 2 Satz 1 VwVfG 
unberücksichtigt bleiben.

Die Anhörungsbehörde kann gemäß § 18a 
Nr. 1 AEG auf eine Erörterung im Sinne des 
§ 73 Abs. 6 VwVfG und des § 18 Abs. 1 
Satz 4 UVPG verzichten. Findet dennoch 
ein Erörterungstermin statt, ist er mindes-
tens eine Woche vorher ortsüblich bekannt 
zu machen. Die Behörden, der Träger des 
Vorhabens und diejenigen, die fristwahrend 
Einwendungen erhoben oder Stellung-
nahmen abgegeben haben, sind von dem 
Erörterungstermin zu benachrichtigen. Sind 
außer der Benachrichtigung der Behörden 
und des Trägers des Vorhabens mehr als 50 
Benachrichtigungen vorzunehmen, so kön-
nen diese Benachrichtigungen durch öffent-
liche Bekanntmachung ersetzt werden. Die 
öffentliche Bekanntmachung wird nach § 73 
Abs. 6 Satz 5 VwVfG dadurch bewirkt, dass 
abweichend von § 73 Abs. 6 Satz 2 VwVfG 
der Erörterungstermin im Regierungsamts-
blatt der Regierung von Oberfranken und au-
ßerdem in örtlichen Tageszeitungen bekannt 
gemacht wird, die in dem Bereich verbreitet 
sind, in dem sich das Vorhaben voraussicht-
lich auswirken wird; maßgebend für die Frist 
nach Satz 2 ist die Bekanntgabe im amtli-
chen Veröffentlichungsblatt. Im Übrigen gel-
ten für die Erörterung die Vorschriften über 
die mündliche Verhandlung im förmlichen 
Verwaltungsverfahren (§ 67 Abs. 1 Satz 3, 
Abs. 2 Nr. 1 und 4 und Abs. 3, § 68 VwVfG) 
entsprechend.

Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten 
ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch 
eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, 
die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu 
geben ist. Bei Ausbleiben eines Beteiligten 
im Erörterungstermin kann auch ohne ihn 
verhandelt werden. Das Anhörungsverfahren 
ist mit Abschluss des Erörterungstermins 
beendet. Der Erörterungstermin ist nicht 
öffentlich.

Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, 
Erhebung von Einwendungen und Stellung-
nahmen, Teilnahme am Erörterungstermin 
oder Vertreterbestellung entstehende Kosten 
werden nicht erstattet.
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Entschädigungsansprüche, soweit über sie 
nicht in der Planfeststellung dem Grunde 
nach zu entscheiden ist, werden nicht in 
dem Erörterungstermin, sondern in einem 
gesonderten Entschädigungsverfahren be-
handelt.

Über die Einwendungen wird nach Abschluss 
des Anhörungsverfahrens durch die 
Planfeststellungsbehörde entschieden. Die 
Zustellung des Planfeststellungsbeschlusses 
an die Einwender und diejenigen, die eine 
Stellungnahme abgegeben haben, kann 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt 
werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vor-
zunehmen sind.
	

Seit Beginn der Auslegung der Planunterla-
gen im Jahr 1994 bzw. von dem Zeitpunkt, 
an dem den Betroffenen Gelegenheit gege-
ben wurde, den Plan einzusehen (§ 73 Abs. 
3 VwVfG), gelten die Beschränkungen des § 
19 AEG (Veränderungssperre, Vorkaufsrecht).

Da das Vorhaben UVP-pflichtig ist, wird dar-
auf hingewiesen,

-	 dass die Anhörung zu den ausgelegten 
Planunterlagen auch die Einbeziehung 
der Öffentlichkeit zu den Umweltauswir-
kungen des Vorhabens gemäß § 9 Abs. 1 
UVPG ist,

-	 dass die für das Verfahren zuständige Be-
hörde und die für die Entscheidung über 
die Zulässigkeit des Vorhabens zuständi-
ge Behörde das Eisenbahn-Bundesamt, 
Eilgutstraße 2, 90443 Nürnberg, ist,

-	 dass über die Zulässigkeit des Vorhabens 
durch Planfeststellungsbeschluss ent-
schieden werden wird,

-	 als Bestandteil der Planunterlagen eine 
Umweltstudie vorgelegt wurde,

-	 dass die ausgelegten Planunterlagen alle 
entscheidungserheblichen Unterlagen 
zu den Umweltauswirkungen umfassen. 
Eine allgemein verständliche, nichttech-
nische Zusammenfassung dieser Unterla-
gen ist enthalten.

Aufgrund der seit dem 25. Mai 2018 
anwendbaren neuen EU-Datenschutz-

Grundverordnung (DSGVO) wird darauf hin-
gewiesen, dass im Rahmen der Beteiligung 
der Öffentlichkeit im o.g. Planfeststellungs-
verfahren die von Einwendern erhobenen 
Einwendungen und darin mitgeteilten perso-
nenbezogenen Daten ausschließlich für das 
Planfeststellungsverfahren erhoben, gespei-
chert und verarbeitet werden. 
Diese persönlichen Daten werden benötigt, 
um den Umfang der Betroffenheit des Ein-
wenders beurteilen zu können. Die Daten 
können an den Vorhabenträger und seine 
mitarbeitenden Büros zur Auswertung der 
Stellungnahmen weitergereicht werden. In-
soweit handelt es sich um eine erforderliche 
und somit rechtmäßige Verarbeitung auf-
grund einer rechtlichen Verpflichtung gem. 
Art. 6 Absatz 1 Satz 1 lit. c) DSGVO. Die 
Vorhabenträgerin als auch ihre Beauftragten 
sind zur Einhaltung der DSGVO verpflichtet.

Im Auftrag

STADT BAMBERG                                                  	
08.09.2023

BEKANNTMACHUNG 
In Kraft getretener Bebauungsplan

Der Stadtrat der Stadt Bamberg hat in seiner 
Sitzung vom 26.07.2023 den Bebauungs-
plan Nr. 305 L als Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan mit integriertem Grün-
ordnungsplan für den Bereich „Das neue 
Atrium“ südöstlich des Bahnhofs, zwischen 
Bahntrasse Erfurt-Nürnberg und der Ludwig-
straße, als Satzung sowie die Begründung 
zum Bebauungsplan vom 26.07.2023 ge-
mäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) beschlos-
sen. Dieser Beschluss wird hiermit gemäß 
§ 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekanntge-
macht.

Mit Veröffentlichung im Amtsblatt der Stadt 
Bamberg wird der Bebauungsplan Nr. 305 L 
rechtskräftig. Der rechtskräftige Bebauungs-
plan wird im Baureferat der Stadt Bamberg 
archiviert und kann bei Bedarf im Stadtpla-
nungsamt, Untere Sandstraße 34, Zimmer 
201, II. Stock, jeweils Montag bis Freitag 
während der Dienststunden eingesehen 
werden. Über den Inhalt wird auf Verlangen 
Auskunft gegeben. Die DIN-Vorschriften, 
die Begründung, auf die im Bebauungsplan 
Bezug genommen wird, liegen ebenfalls zur 
Einsichtnahme bereit. Auf die Voraussetzun-
gen für die Geltendmachung der Verletzung 

von Verfahrens- und Formvorschriften und 
Mängeln der Abwägung sowie die Rechts-
folgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hinge-
wiesen.

Unbeachtlich werden demnach

1.	 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 
3 BauGB beachtliche Verletzung der dort 
bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften,

2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 
Abs. 2 BauGB beachtlichen Verletzung 
der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplanes und des Flächennut-
zungsplanes, 

3.	 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beacht-
lichen Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be-
kanntmachung des Bebauungsplanes schrift-
lich gegenüber der Stadt Bamberg geltend 
gemacht worden sind; der Sachverhalt, der 
die Verletzung oder den Mangel begründen 
soll, ist darzulegen. Außerdem wird auf die 
Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 

sowie Abs. 4 BauGB hingewiesen. Danach 
erlöschen Entschädigungsansprüche für nach 
den §§ 39 bis 42 BauGB eingetretenen Ver-
mögensnachteil, wenn nicht innerhalb von 
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, 
in dem die Vermögensnachteile eingetreten 
sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeige-
führt wird.

STADT BAMBERG
28.08.2023
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BEKANNTMACHUNG 
Satzung zur Änderung der Satzung für die Stadtbücherei Bamberg  
(Stadtbücherei-Satzung) vom 1. August 2023

Die Stadt Bamberg erlässt aufgrund des 
Artikel 23 und 24 Abs. 1 Nr. 1 der Gemein-
deordnung (GO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 
796, BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt durch 
§ 2 des Gesetzes vom 9. Dezember 2022 
(GVBl. S. 674) geändert worden ist, folgende 
Satzung:

§ 1

Die Satzung für die Stadtbücherei Bamberg 
vom 16. Dezember 2022 (Amtsblatt der 
Stadt Bamberg Nr. 24/2022 vom 30. Dezem-
ber 2022) wird wie folgt geändert:

1.	 Nach § 19 wird folgender neuer § 20 
eingefügt:

 
„§ 20 Kuratorium Stadtbücherei

(1)	 Für die Angelegenheiten der Stadtbü-
cherei wird ein Kuratorium gebildet. 
Es besteht aus

•	 der Leitung des Kulturreferats sowie 

der Leitung des Kulturamtes
•	 der Leitung und Stadtbücherei sowie 

der Stellvertretung
•	 zwei Vertreterinnen / Vertretern des 

Erzbistum Bamberg 
•	 zwei Vertreterinnen / Vertretern des 

St. Michaelsbundes
•	 je einer Vertretung der im Stadtrat 

vertretenen Fraktionen, Ausschuss-
gemeinschaften und Wählergruppie-
rungen 

•	 der Leitung der Bibliothek der Otto-
Friedrich-Universität Bamberg

•	 einer/einem Lehrbeauftragten aus 
dem Bereich Bibliothekswissenschaf-
ten, Bibliotheksmanagement und 
Informationstechnologie öffentliches 
Bibliothekswesen

(2)	 Den Vorsitz hat die Leitung des Kul-
turreferates der Stadt Bamberg. Ihr 
obliegt die Einberufung und Leitung 
der Kuratoriumssitzung.

(3)	 Das Kuratorium berät die Leitung der 
Stadtbücherei in die Stadtbücherei 

betreffenden Angelegenheiten, vor 
allem bei Finanzierung der Stadtbü-
cherei/Budget, Gebührenordnung, 
strategischer und inhaltlicher Weiter-
entwicklung, Projekten.

(4)	 Das Kuratorium kann sich bei Bedarf 
eine Geschäftsordnung geben.“

2.	 Der bisherige § 20 wird zu § 21.

§ 2

Diese Satzung tritt am 1. September 2023
in Kraft. 

STADT BAMBERG
01.08.2023

Andreas Starke
Oberbürgermeister

BEKANNTMACHUNG 
Bürgerversammlung am 19. Oktober 2023

Am Donnerstag, 19. Oktober 2023, um 
19.00 Uhr findet im Pfarrsaal Maria Hilf, 
Wunderburg 4, 96050. Bamberg, die zweite 
Bürgerversammlung des Jahres nach Art. 18 
der Gemeindeordnung statt. Hierzu werden 
alle Bürgerinnen und Bürger herzlich einge-
laden. 

Tagesordnung:

1.	 Bericht des Oberbürgermeisters
2.	Aussprache

Nach Art. 18 der Bayerischen Gemeinde-
ordnung können nur Gemeindebürger und 
-bürgerinnen das Wort erhalten. Ausnahmen 
kann die Versammlung beschließen.
 
Es wird darauf hingewiesen, dass bei der 
Bürgerversammlung Anträge an die Verwal-
tung gestellt werden können, sofern es sich 
um keine privaten Einzelfälle, sondern um 

gemeindliche Probleme von allgemeinem öf-
fentlichen Interesse handelt. Ausgenommen 
hiervon sind ferner Anträge und Wünsche, 
für deren Erfüllung Bundes und Landesbe-
hörden oder andere, nichtstädtische Körper-
schaften zuständig sind.

STADT BAMBERG

Andreas Starke
Oberbürgermeister
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MUSEEN  DER  STADT  BAMBERG
museum.bamberg.de

S Stiftung der Sparkasse Bamberg
zur Förderung von Kunst, Kultur und Denkmalpflege

28. 04. bis  
26. 11. 2023
Di – So und feiertags  

10 – 18 Uhr

Sammlung Ludwig  
Bamberg  
Altes Rathaus 

Essen zwischen  
Schein und Sein

MUSEEN  DER  STADT  BAMBERG

museum.bamberg.deS Stiftung der Sparkasse Bamberg
zur Förderung von Kunst, Kultur und Denkmalpflege
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Kraftloserklärung

Das Sparkassenbuch der Sparkasse Bamberg

Nr. 3100380405
Alexandra von Rohr

wird für kraftlos erklärt, nachdem auf das erlassene Aufgebot innerhalb 
der dreimonatigen Einspruchsfrist Rechte Dritter nicht geltend gemacht 
wurden.

Sparkasse Bamberg
Bamberg, den 06.09.2023
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